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Schriftlicher Beridit 

des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkommen vom 
14. Dezember 1959 über die akademische Anerkennung von 
akademischen Graden und Hochschulzeugnissen 

— Drucksache V/3163 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kempfier 


L Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- 
rung mit Datum vom 16. Juli 1968 beim Deutschen 
Bundestag eingebracht. Der Bundestag hat den Ent- 
wurf in seiner 187. Sitzung am 27. September 1968 
an den Innenausschuß federführend, den Auswärti- 
gen Ausschuß und den Ausschuß für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik mitberatend überwie- 
sen. Der Auswärtige Ausschuß hat mit Schreiben 
vom 28. November 1968, der Ausschuß für Wissen- 
schaft, Kulturpolitik und Publizistik mit Schreiben 
vom 12. Dezember 1968 Stellung genommen. Der 
Innenausschuß hat seine Beratungen am 16. Januar 
1969 abgeschlossen. 

11. Zum Abkommen 

Der Zweck des vorliegenden Übereinkommens ist, 
einer größeren Anzahl von Studierenden die Mög- 
lichkeit zu geben, auf Grund ihres akademischen 
Grades oder Hochschulzeugnisses in einem Mitglied- 
staat des Europarats ein weiteres Hochschulstudium, 
welches einen bestimmten akademischen Grad oder 


ein besonderes Hochschulzeugnis voraussetzt, aut- 
zunehmen und eine dieses Studium abschließende 
Hochschulprüfung abzulegen. Ein dadurch und in 
Verbindung mit der europäischen Konvention über 
die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse und dem 
europäischen Übereinkommen über die Gleichwertig- 
keit der Studienzeiten an Universitäten (letzteres 
allerdings nur für Studierende lebender Sprachen) 
in verstärktem Maße zu erwartendes Auslandsstu- 
dium würde nicht nur dem Ziel der europäischen 
Integration und Verständigung dienen, sondern 
könnte in einer Anzahl von Studienfächern auch zur 
Lösung der Probleme beitragen, die durch den Man- 
gel an hochqualifizierten wissenschaftlichen Fach- 
kräften entstanden sind. 

Die Bundesregierung sollte nach Auffassung des 
Ausschusses dieses Übereinkommen zum Anlaß neh- 
men, in Verhandlungen mit den Ländern zu ver- 
suchen, die Rechtsunsicherheit zu beseitigen, die ins- 
besondere durch die Rechtsprechung des Bayerischen 
Obersten Landesgerichts über die Gültigkeit des 
Gesetzes über die Führung akademischer Grade vom 
7. Juni 1939 entstanden ist. 


Bonn, den 3. Juni 1969 


Dr. Kempfier 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3163 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 3. Juni 1969 


Der Innenausschuß 


Schmitt-Vockenhausen 

Berichterstatter 


Dr. Kempfier 

Vorsitzender 
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